
 
 
 
 
Gasstraße 12  
67655 Kaiserslautern 
 
Tel: 0631 41417588 
Mobil: 0151 25543403 
Mail: info@ra-jlutz.de 
 

 

 
Strafprozessvollmacht 

 
 

 
Hiermit erteile ich, _______________________________________________________________________________________ 
 
 

Frau Rechtsanwältin Jana Lutz,  
Gasstraße 12 in 67655 Kaiserslautern 

 
 
in der Strafsache – Strafvollzugssache – Ermittlungssache – Bußgeldsache:    
 
 
wegen: _________________________________________________________________________________________________ 
 
 
Aktenzeichen: ___________________________________________________________________________________________ 
 
 
Vollmacht zu meiner Verteidigung und Vertretung in allen Instanzen, sowie im Vorverfahren erteilt, und zwar auch 
in dem Fall meiner Abwesenheit zur Vertretung nach § 411 Abs. 2 StPO mit ausdrücklicher Ermächtigung auch 
nach §§ 233 Ab. 1, 234 StPO, §§ 73, 74 OWiG sowie im Berufungsverfahren nach § 329 Abs.2 StPO, mit der 
besonderen Befugnis: 
 

1. Strafanträge zu stellen, Rechtsmittel einzulegen, ganz oder teilweise zurückzunehmen oder auf sie zu 
verzichten und solche auf Strafausspruch und Strafmaß zu beschränken, Privat-, Nebenklage zu erheben 
und zurückzunehmen, sowie Zustellungen aller Art, insbesondere auch von Urteilen und Beschlüssen, 
entgegenzunehmen, 

2. Untervertreter – auch im Sinne des § 139 StPO - zu bestellen, 
3. Anträge auf Entbindung von Verpflichtung zum Erscheinen der Hauptverhandlung, Wiedereinsetzung, 

Haftentlassung, Strafaussetzung, Kostenfestsetzung, Wiederaufnahmeverfahrens zu stellen, 
4. Gelder, Wertsachen und Urkunden in Empfang zu nehmen, soweit das Verfahren dazu Anlass gibt, 
5. Akteneinsicht zu nehmen, 
6. Bei Anträgen nach dem Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen gilt die Vollmacht 

auch für das Betragsverfahren. 
7. Die Vollmacht wird erteilt zur Anforderung, Empfangnahme und Freigabe von Geld, Wertsachen, Urkunden 

und Sicherheiten, insbesondere des Streitgegenstands, von Kautionen, Entschädigungen und der vom 
Gegner, von der Justizkasse oder von anderen Stellen zu erstattenden Kosten und notwendigen Auslagen. 
Der Gerichtsvollzieher und jede andere gerichtliche, behördliche und private Stelle einschließlich des/der 
gegnerischen Prozessbevollmächtigten, werden angewiesen, Beträge auszuzahlen an die bevollmächtigte 
Anwaltskanzlei. 

 
  

 



 
 

Mandatsbedingungen: 
 

1. Die Mandatsbedingungen gelten für sämtliche Tätigkeiten und gerichtliche/behördliche wie 
außergerichtliche Vertretungshandlungen und Beratungsdienstleistungen, die im Zuge eines zwischen Frau 
Rechtsanwältin Jana Lutz und dem Mandanten bestehenden Vertragsverhältnisses vorgenommen werden. 

2. Der Mandant bestätigt hiermit, dass die Rechtsanwältin ihn darauf hingewiesen hat, dass sich seine 
Gebühren nach dem Gegenstandswert (Rechtsanwaltsvergütungsgesetz, RVG) berechnen, soweit keine 
abweichende Honorarvereinbarung getroffen wurde. Bei der Auftragserteilung ist ein angemessener 
Kostenvorschuss zu zahlen (§ 9 RVG). Erfüllungsort für sämtliche Honorarforderungen ist der Kanzleisitz der 
Rechtsanwältn.  Der Mandant bestätigt weiterhin, dass bei der Erstberatung eine Gebühr bis zu 190,00 € 
nebst MwSt. anfällt. Bei einer längerfristigen Beratung können bis zu 250,00 € nebst MwSt. erhoben werden. 
Diese Beratungsgebühr wird nicht auf eine Gebühr für eine sonstige Tätigkeit, die mit der Beratung 
zusammenhängt, angerechnet (§ 34 Abs. 2 RVG). 

3. Der Mandant nimmt zur Kenntnis, dass eine von der Rechtsanwältin vorgenommene, nicht ausdrücklich als 
bindend bezeichnete Schätzung über die Höhe des voraussichtlich anfallenden Honorars unverbindlich und 
nicht als verbindlicher Kostenvoranschlag zu sehen ist, weil das Ausmaß der von der Anwältin zu 
erbringenden Leistungen ihrer Natur nach nicht verlässlich im Voraus beurteilt werden kann. 

4. Die Einholung der Kostendeckung bei einem Rechtschutzversicherer ist eine vergütungspflichtige Tätigkeit 
der Rechtsanwältin, die Vergütung wird gegenstandswertabhängig aus dem Wert der angestrebten 
Kostendeckung berechnet. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Rechtsschutzversicherung 
des Mandanten den Honoraranspruch der Rechtsanwältin gegenüber dem Mandanten unberührt lässt. 
Insbesondere wird hierdurch der Gebührenanspruch weder gestundet noch der Höhe nach auf den 
Erstattungsbetrag der Rechtsschutzversicherung beschränkt. Die Rechtsanwältin ist nicht verpflichtet, das 
Honorar von der Rechtsschutzversicherung direkt einzufordern, sondern das gesamte Entgelt vom 
Mandanten zu fordern. Eine Anfrage bei der Rechtschutzversicherung erfolgt lediglich aus Kulanz, beinhaltet 
jedoch keine Prüfung der abgeschlossenen Versicherungsbedingungen. Diese Prüfung obliegt dem 
Mandanten. Die Rechtsanwältin ist von sich aus nicht verpflichtet, Informationen darüber einzuholen, ob 
und in welchem Umfang eine Rechtsschutzversicherung besteht.  

5. Das Mandat kann von der Rechtsanwältin oder vom Mandanten ohne Einhaltung einer Frist und ohne Angabe 
von Gründen jederzeit aufgelöst werden. Der Honoraranspruch der Rechtsanwältin bleibt davon unberührt. 
Im Falle der Auflösung durch den Mandanten oder der Rechtsanwältin hat diese für die Dauer den 
Mandanten insoweit noch zu vertreten, als dies nötig ist, um den Mandanten vor Rechtsnachteilen zu 
schützen. Diese Pflicht besteht nicht, wenn der Mandant das Mandat widerruft und zum Ausdruck bringt, 
dass er eine weitere Tätigkeit der Rechtsanwältin nicht wünscht. 

6. Die Rechtsanwältin hat nach Beendigung des Auftragsverhältnisses auf Verlangen dem Mandanten 
Urkunden im Original zurückzustellen. Die Rechtsanwältin ist berechtigt, Kopien dieser Urkunden zu 
behalten. Soweit der Mandant nach Ende des Mandats nochmals Schriftstücke (Kopien von Schriftstücken) 
verlangt, die er im Rahmen der Mandatsabwicklung bereits erhalten hat, sind die Kosten vom Mandanten zu 
tragen. 

7. Der Mandant tritt seine Kostenerstattungsansprüche und andere Ansprüche gegenüber dem Gegner, der 
Staatskasse und sonstigen erstattungspflichtigen Dritten in Höhe der Honoraransprüche der Rechtsanwältin 
an den dieses annehmenden Rechtsanwalt ab und ermächtigt diesen sogleich, die Abtretung im Namen des 
Auftragsgebers dem Erstattungspflichtigen mitzuteilen.  

8. Diese Vollmachterteilung gilt auch für den Fall, dass Beratungshilfe nicht gewährt oder 
Verfahrenskostenhilfe nicht bewilligt wird. 

9. Fernmündliche Auskünfte und Erklärungen der Rechtsanwältin sind nur bei schriftlicher Bestätigung 
verbindlich. 

10. Der Mandant wird darauf hingewiesen, dass die Rechtsanwältin per Telefax oder ungesicherter E-Mail 
kommunizieren. Der Mandant ist mit dieser Art der Kommunikation einverstanden und verpflichten sich, 
seinen E-Mail-Eingang täglich abzurufen. 

 
 
 
______________________________________    ______________________________________ 
Ort, Datum       Unterschrift Mandant/in  
 


